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Für Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit — 
gegen die neuen Anschläge der Militaristen

Schluß*

Am 8. März 1962 leitete die vierte Regierung Adenauer, 
die reaktionärste und gefährlichste der Nachkriegszeit, 
dem Bundesrat den Entwurf eines Vereinsgesetzes* 16 zu. 
Diesen Entwurf behandelte der Bundesrat in seiner 
243. Sitzung am 30. März 1962 und stimmte ihm durch 
Beschluß zu17. Inzwischen fand am 27. Juni 1962 die 
erste Lesung des Gesetzentwurfs im Bundestag statt.

Der Regierungsentwurf für ein neues Vereinsgesetz ist 
ein wichtiger Bestandteil im Komplex der Notstands­
gesetze. Bereits jetzt sollen die Reste des Koalitions­
rechts und der Vereinigungsfreiheit beseitigt werden 
mit dem Ziel, alle nonkonformistischen Organisationen 
und Vereinigungen im Interesse der Sicherung der 
Atomkriegspolitik zu verbieten und damit auszuschal­
ten. Es ist nur zu berechtigt, wenn im Organ der IG 
Metall, „Metall“, Anfang März 1962 von dem „alles ver­
giftenden Kriegsbazillus“ gesprochen wird, der auf 
Schleichwegen bereits in die Politik und Gesetzgebung 
eingedrungen sei. Die Militaristen — und das zeigt die 
Bedeutung des Gesetzentwurfs — drängen danach, daß 
aus dem Komplex der Notstandsgesetze dieser Ent­
wurf als erster vom vierten Bundestag verabschiedet 
wird.

Was für eine Heuchelei ist es, wenn es in der amtlichen 
Begründung des Regierungsentwurfs u. a. heißt:

„Ein neues Vereinsgesetz ist dringend erforderlich... 
Das Reichsvereinsgesetz genügt den gegenwärtigen 
Erfordernissen des Schutzes der Verfassung nicht 
mehr ... Die seit dieser Zeit, insbesondere aber auch 
die seit 1949 gesammelten Erfahrungen lehren, daß 
die damals für notwendig gehaltenen Änderungen 
des allgemeinen Vereinsrechts nicht zeitbedingt 
waren, sondern tiefgreifenden soziologischen und 
politischen Wandlungen entsprachen: der machtvollen 
Entwicklung großer Verbände und Massenorgani­
sationen sowie der dauernden Präsenz einheitlich und 
geschickt operierender staatsfeindlicher Gruppen von 
hoher Organisationskraft.“16

Es ist offenkundig, wer hier gemeint ist: In erster 
Linie die Gewerkschaften, jene sechs Millionen organi­
sierter Arbeiter, vor deren Aktionen die Bonner Macht­
haber zittern. Gleichzeitig zeigt die Verbotspraxis seit 
1951, daß es nicht um faschistische und militaristische 
Organisationen und Vereinigungen geht, sondern um 
demokratische Vereinigungen, die sich für eine 
friedliche und demokratische Entwicklung in West­
deutschland einsetzen und von denen bis heute schon 
über 200 verboten wurden. Diese Methoden polizei­
staatlicher Willkür zu verstärken, ist nunmehr die 
Adenauer-Regierung mittels des neuen Vereinsgesetzes 
bestrebt.

* Der erste Teil dieses Beitrags ist in NJ 1962 S. 35^ ff. ver- 
öffentlicht worden.
46 Bundesratsdrucksache Nr. 79/62.
47 Bundesrat — 243. Sitzung, 30. März 1962.
16 Bundesratsdrucksache Nr. 79/62, S. 8 u. 9.

Welche konkrete rechtspolitische Tendenz der Gesetz­
entwurf hat, zeigt eine Analyse seiner 28 Paragraphen, 
von denen sich allein 11 mit dem Verbot sowie der Be­
schlagnahme und Einziehung des Vermögens . verbote­
ner Vereine beschäftigt, während drei weitere Para­
graphen drastische Strafbestimmungen enthalten.

Daß der Gesetzentwurf gegen die Gewerkschaften ge­
richtet ist, ergibt sich sogar unmittelbar aus den Be­
stimmungen der Vorlage. Der § 16 mit der Überschrift 
„Arbeitnehmer- und Arbeitgebervereinigungen“ be­
stimmt, daß ein Verbot gegen eine Vereinigung, die den 
Schutz des Übereinkommens Nr. 87 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 9. Juli 1948 über die Vereini­
gungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechts 
genießt, erst wirksam wird, wenn es unanfechtbar ge­
worden ist, weil der Beschwerdeführer das Verbot nicht 
rechtzeitig vor Gericht angefochten oder die An­
fechtungsklage keinen Erfolg gehabt hat.

Durch das Übereinkommen Nr. 87 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 9. Juli 1948, zu dem die 
Bundesrepublik ihren Beitritt erklärt hat, sind die Ge­
werkschaften insoweit formal vor exekutiven Maß­
nahmen geschützt, als der Artikel 4 des Überein­
kommens vorschreibt, daß „Organisationen der Arbeit­
nehmer und der Arbeitgeber im Verwaltungswege 
weder aufgelöst noch zeitweilig eingestellt werden“ 
dürfen. Indem durch § 16 eine „Ausnahmebestimmung“ 
in Gestalt einer „verfahrensrechtlichen Sonderbehand­
lung“ für die Gewerkschaften geschaffen werden soll, 
unterstreicht die Adenauer-Regierung, daß die Ge­
werkschaften im Widerspruch zu den bisherigen Rechts­
auffassungen, wonach sie nicht unter die allgemeinen 
Grundsätze des Vereinsrechts fallen, ausdrücklich der 
Verbotspraxis des geplanten Gesetzes unterworfen 
werden sollen. Im Widerspruch zu dem Abkommen 
Nr. 87 der Internationalen Arbeitsorganisation vom 
9. Juli 1948 heißt es in der amtlichen Begründung des 
Regierungsentwurfs: „Der Zweck dieser Bestimmung 
(gemeint ist der Art. 4 des genannten Abkommens — 
d. Verf.) verlangt nicht unbedingt, daß die etwa er­
forderlich werdende Auflösung einer solchen Organi­
sation auch förmlich durch ein Gericht in einem Ver­
fahren, bei dem die Verwaltung lediglich als Antrag­
stellerin auftritt, ausgesprochen wird.“

Der gewerkschaftsfeindliche Charakter des Regierungs­
entwurfs wird vollends deutlich, wenn man ihn im Zu­
sammenhang sieht mit den gehässigen Angriffen von 
Repräsentanten des Bonner Staates gegen die west­
deutschen Gewerkschaftsverbände, insbesondere gegen 
die IG Metall. Es ist noch nicht lange her, daß der 
Maßhalte-Minister Erhard gegenüber den westdeut­
schen Gewerkschaftern, die einen erbitterten Kampf 
gegen die rüstungsbedingte Teuerung, die Notstands­
gesetzgebung und die atomare Rüstung führen, die 
Worte gebrauchte: „Ich habe keine Hemmungen, es 
deutlich zu sagen, das sind die Feinde des deutschen 
Volkes!“16. Sicher stellte der zweite Vorsitzende der

M zitiert nach ND vom 23. März 1962 (Ausg. B).


